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1. Problemstellung und Überblick 
Das Thema „Ordnungstheorie und Recht“ gehört zur Schnittmenge zweier For-
schungsprogramme, die für sich beanspruchen können, für die Weiterentwicklung der 
klassischen Ordnungstheorie relevant zu sein: 
Es kann zum einen als Bestandteil des Programms der Ordnungsökonomik betrachtet 
werden.1 Diese fragt nach den Lenkungswirkungen, welche die institutionellen und spe-
ziell rechtlichen Rahmenbedingungen auf die Wirtschaftsprozesse in einem arbeitsteili-
gen Sozialsystem (Wirtschaftssystem) ausüben (positive Fragestellung), und danach, 
welche Rahmenbedingungen angesichts dieser Lenkungswirkungen verfassungsökono-
misch legitim erscheinen (normative Fragestellung); sie ist eng mit der Zusammenarbeit 
von Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlern im Rahmen der Freiburger Schule und der 
Constitutional-Economics-Schule verbunden. 
Das Thema kann aber auch dem Programm der Law-and-Economics-Schule zuge-
rechnet werden.2 Diese fragt danach, (1) wie Rechtsordnungen zu Stande kommen und 
Kompetenzen verteilen, (2) wie sie sich auf die Allokationseffizienz auswirken, (3) wie 
eine effiziente Rechtsstruktur beschaffen sein sollte und (4) welche Umstände zur Im-
plementation solch einer Struktur führen (Schäfer/Ott 2000, S. 10 f.). 
Innerhalb der Schnittmenge dieser Forschungsprogramme konzentriert sich die Frage 
nach dem Verhältnis von Ordnungstheorie und Recht auf das Spezialproblem, wie eine 
Wirtschaftsverfassung um ein Element ergänzt werden kann, das verfassungsökono-
misch legitim erscheint, im Status quo aber gleichzeitig den Kurzfristinteressen der Ak-
teure im politischen Kräftefeld widerspricht. Unter „Wirtschaftsverfassung“ soll dabei 
der Inbegriff aller rechtlich abgestützten Teile der Wirtschafts- und vor allem Wettbe-
werbsordnung für Unternehmen (der Privatwirtschaftsverfassung) und der Wirtschafts- 
und Wettbewerbsordnung für das politisch-administrative System (der Staatswirt-
schaftsverfassung) verstanden werden; sie regelt jeweils die Verteilung der Handlungs-
kompetenzen, die Informationsflüsse und die Anreizsysteme.3 
                                               
1  Zum Programm der Ordnungs- und speziell Verfassungsökonomik vgl. Brennan/Hamlin 
(1998), Erlei/Leschke/Sauerland (1999), speziell Kapitel 8, S. 419 - 515, und Vanberg 
(1998) sowie die Spezialzeitschriften „ORDO“ und „Constitutional Political Economy“. 
Vgl. auch den Beitrag von Vanberg in diesem Band. 
2  Zum Law-and-Economics-Programm vgl. Backhaus (1999), Cooter/Ulen (1999), New-
man (1998), Posner (1998) und Schäfer/Ott (2000) sowie die Spezialzeitschriften „Jour-
nal of Law and Economics“, „Journal of Legal Studies“, „Journal of Law, Economics and 
Organization“, „International Review of Law and Economics“ und „European Journal of 
Law and Economics“. Vgl. auch den Beitrag von Kerber in diesem Band.  
3  Zu den Funktionen von Wirtschaftsverfassungen vgl. Böhm (1946, S. 146 f.) und Neu-
berger/Duffy (1976). Anders als in manchen Teilen der Literatur wird in dieser Arbeit ein 
Unterschied zwischen der Wirtschaftsordnung und einem Wirtschaftssystem gemacht: 
Wirtschaftssysteme sind arbeitsteilige Sozialsysteme, die sich jeweils durch eine system-
typische Wirtschaftsordnung und dadurch auszeichnen, daß zwischen ihnen Grenzen e-
xistieren, die Mitglieder und Nichtmitglieder trennen und durch Unterschiede in den spe-
zifischen Systemkulturen sowie in der Häufigkeit von Interaktionen gekennzeichnet sind. 
·  2  · 
Eine ähnliche Frage wie die eben genannte hat sich in Deutschland nach dem Kriege 
gestellt: In der Sprache der heutigen Verfassungsökonomik ausgedrückt, war man sich 
damals unter einschlägig engagierten Ökonomen einig, daß die Soziale Marktwirtschaft 
im ordoliberalen Sinn unter dem Rawlsschen Schleier des Nichtwissens von der Bevöl-
kerung wegen ihrer relativen Vorzüge einstimmig akzeptiert werden würde.4 Da solch 
eine Urvertragssituation faktisch aber nicht realisiert war, stellte sich die Frage, wie man 
trotz der Komplexität der wirtschaftsverfassungsrechtlichen Fragen in der Bevölkerung 
Verständnis für ordnungskonforme rechtliche Lösungen finden und im politisch-
administrativen System trotz der dort vorhandenen Eigeninteressen für die notwendige 
Unterstützung sorgen konnte.  
Im heutigen Deutschland erhebt sich diese Frage, die von Eucken (1990, S. 325 - 
350) als Frage nach den „ordnenden Potenzen“ bezeichnet und damals zum Teil mit der 
exogenen Hilfe der Allierten und vor allem der Amerikaner gelöst worden ist, nicht 
mehr mit Bezug auf die Implementation einer völlig neuen Wirtschaftsverfassung; sie 
stellt sich aber immer noch mit Bezug auf Vorschläge, die zu einer besseren Funktions-
weise der bis dato realisierten Verfassung führen oder das System wenigstens vor dem 
Abgleiten in eine schlechtere Funktionserfüllung bewahren könnten.  
Im folgenden wird zunächst ein Kurzüberblick über Anlässe zur Implementation 
neuer Rechtselemente in die bis dato realisierte Wirtschaftsverfasung und darüber gege-
ben, welche Rezepte zur Überwindung egoistischer Widerstände sich aus dem ordolibe-
ralen Schrifttum ableiten lassen. Anschließend wird auf neuere Entwicklungen im Recht 
hingewiesen, die auf eine Wiederbelebung der ordoliberalen Tradition einer Zusam-
menarbeit von Juristen und Ökonomen im Rahmen der Implementationsproblematik 
drängen. Wie man sich solch eine Zusammenarbeit konkret vorzustellen hat, wird so-
dann an einem aktuellen Beispiel verdeutlicht: an den Aufgaben, die das Bundesverfas-
sungsgericht den Ökonomen mit der Implementation eines Maßstäbegesetzes zum Fi-
nanzausgleich gestellt hat.  
 
                                                                                                                                         
Wirtschaftssysteme können — wie etwa Unternehmen, Volkswirtschaften und Wirt-
schaftsgemeinschaften — ineinander verschachtelt sein.  
4  Wie der Verfasser an anderer Stelle gezeigt hat (Grossekettler 1997 und 1999a), ist eine 
Soziale Marktwirtschaft in einem zeitgemäß interpretierten ordoliberalen Sinn so kon-
struiert, daß die Lenkungsfunktionen des Preismechanismus bei der Gestaltung des wirt-
schaftlich relevanten Rechts bewußt berücksichtigt werden und daß es Such- und Korrek-
tureinrichtungen für Koordinationsmängel gibt. Solch eine Wirtschaftsordnung vermeidet 
Verschwendung und nutzt Fortschrittschancen über möglichst große Freiräume zur 
Selbstverwirklichung, verhindert aber auch das Abgleiten in aussichtslose Lebenslagen 
durch Hilfe zur Selbsthilfe. Sie ist deshalb sozial im Sinne von sowohl den Funktionsbe-
dingungen sozialen Wirtschaftens genügend als auch an der Menschenwürde orientiert. 
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2. Das Implementationsproblem aus ordoliberaler Sicht 
2.1. Anlässe für die Implantation von Adaptions- und Repressionselementen 
in Wirtschaftsverfassungen 
Es ist wie gesagt selten, daß Transformationsprobleme im Sinne einer kompletten 
Umgestaltung von Wirtschaftsverfassungen auftreten, wie sie sich nach dem Krieg in 
Deutschland oder nach 1989 im ehemaligen Ostblock stellten. In jedem Wirtschafts-
system gibt es aber laufend Anpassungsbedarfe zur Verteidigung des Kerns der Wirt-
schaftsverfassung gegen immanente Degenerationsgefahren und zur Bewältigung neuar-
tiger Herausforderungen. Anpassungsbedarfe der ersten Art werden im folgenden als 
Repressionsbedarfe, solche der zweiten Art als Adaptionsbedarfe bezeichnet. Beide 
Arten von Bedarfen resultieren vor allem aus der Lobbytätigkeit, aus neuen wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und aus dem Auftreten neuer Realprobleme.  
Wie die Rent-seeking-Theorie und die Regulierungstheorie lehren,5 führt die Lobby-
tätigkeit zur Gefahr der Degeneration von Wirtschaftsverfassungen durch das Einfügen 
von immer mehr Elementen, die nicht ordnungskonform sind. Olson (1982) hat darge-
legt, daß dies bis zum Niedergang von Nationen aufgrund einer korporatistischen Er-
starrung führen kann. 
Neue wissenschaftliche Erkenntnisse können — wie etwa die Erfahrungen mit der 
praktischen Umsetzung des Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes — dazu führen, daß 
vorher vertretene Ratschläge für eine rationale Politik geändert werden müssen, daß 
man also z.B. eine potentialorientierte statt einer antizyklischen Stabilitätspolitik vor-
schlägt. Die neuen Erkenntnisse brauchen dabei nicht aus der Volkswirtschaftslehre 
selbst zu stammen. So führt z.B. die naturwissenschaftliche Entwicklung neuer Exklusi-
onstechniken dazu, daß man die Steuerfinanzierung von Straßen mehr und mehr zu 
Gunsten von Road-pricing-Systemen in Frage stellen muß, und neue Entwicklungen in 
der Rechtswissenschaft, wie etwa die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellte For-
derung nach einem Maßstäbegesetz für den Finanzausgleich, können — wie im Ab-
schnitt 4 zu zeigen sein wird — ebenfalls zu völlig neuen ökonomischen Gestaltungs-
problemen und -möglichkeiten führen.  
Neue Realprobleme können sich vor allem aus technischen und politischen Entwick-
lungen sowie Veränderungen in der Bevölkerungsstruktur ergeben. So haben die drama-
tischen Senkungen der Transport- und Informationskosten z.B. zu den Phänomenen 
geführt, die man mit „Globalisierung“, „Institutionenwettbewerb“ und „Standortwett-
bewerb“ umschreibt, und der Vertrag von Maastricht mit seinem europäischen Stabili-
tätspakt stellt den deutschen Föderalismus vor immer noch ungelöste Probleme und 
macht vielleicht sogar Änderungen des Grundgesetzes erforderlich. 
Will man auf Anpassungsbedarfe wie die eben geschilderten in ökonomisch zweck-
mäßiger Weise antworten, müssen ordnungskonforme Reaktionsmöglichkeiten gefun-
                                               
5  Vgl. hierzu die Überblicksartikel von McChesney (1998), Tollison (1998) und Tullok 
(1998). 
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den werden.6 Gleichzeitig gibt es nun aber die von der Ökonomischen Theorie der Poli-
tik beschriebenen Eigeninteressen im politisch-administrativen System und die für die-
sen Bereich typischen Tendenzen zur Vernachlässigung von Gemeinwohlinteressen zu 
Gunsten der kurzfristigen Partialinteressen einflußreicher Gruppen sowie die von der 
„capture theory“ beschriebenen Versuche, staatliche Regulierungsinstanzen zum Diener 
eigener Kartellierungs- und Protektionswünsche werden zu lassen.7 Die hieraus resultie-
renden Implementationsprobleme betrachten manche Wissenschaftler als eine rein poli-
tische Angelegenheit. Eucken (1990, S. 340 - 342) hat auf diese Position die nach An-
sicht des Verfassers einzig richtige Antwort gegeben: Selbstverständlich muß ein Wis-
senschaftler beim Eintreten für wirtschaftspolitische Handlungsvorschläge alle — und 
vor allem die möglicherweise umstrittenen — Werturteile offen legen, die mit einem 
Vorschlag verbunden sind; würde er sich aus Angst vor dem Fällen ex definitione nicht 
formal oder experimentell überprüfbarer Werturteile aber eines normativen Urteils ent-
halten, überließe er das Feld nur denjenigen, die ohne Offenlegung ihrer wahren Interes-
sen und häufig unter dem Deckmantel vorgeschobener Allgemeinwohlüberlegungen 
einzig und allein Wasser auf ihre eigenen Mühlen leiten wollen. Ähnlich hat sich Röpke 
geäußert (Krüsselberg 1999, S. 16).  
 
2.2. Ordnende Potenzen 
Schließt man sich wie der Verfasser der Euckenschen Ansicht an, stellt sich die Fra-
ge, wie einschlägigen wissenschaftlichen Empfehlungen zu mehr Durchschlagskraft 
verholfen werden kann. Wie in der Einleitung bereits angedeutet, sind hierzu im ordoli-
beralen Schrifttum — wie auch Cassel/Kaiser in diesem Band betonen — in der unmit-
telbaren Nachkriegszeit und bezüglich der Implementation der Sozialen Marktwirtschaft 
eine Reihe von Empfehlungen gemacht worden. 
Eucken (1990, S. 331 - 350) selbst wollte den Staat durch verfassungsmäßige Selbst-
bindungen „stark“ machen, d.h. gegen gemeinwohlwidrige Einflüsse von Interessen-
gruppen immunisieren und ihn zur Erfüllung jener Aufgaben anhalten, die ihm in einer 
wohlgeordneten Wirtschaft zukommen. Da die einschlägigen Verfassungsartikel nun 
aber politisch bestimmt werden müssen, ergibt sich das Problem, daß die Politiker ge-
gen ihre kurzfristigen Wiederwahlinteressen ihre eigene Macht beschneiden müßten. Ist 
solch eine Forderung nicht utopisch? Eucken verneint dies und verweist darauf, daß das 
                                               
6  Das Identifikations- und Legitimationsproblem, wie man eine Maßnahme finden kann, 
die sich im Sinne der wohlerwogenen Interessen einer Bevölkerung als Gestaltungsmittel 
der Wahl bezeichnen läßt, soll hier nicht diskutiert werden. Man kann es als gelöst be-
trachten, wenn eine ins Auge gefaßte Maßnahme der Realisation eines Gemeinwohlziels 
dienen soll und sich durch Eignung, Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit auszeich-
net. Zur näheren Beschreibung dieser Legitimationsmethode vgl. Erlei/ Lesch-
ke/Sauerland (1999, S. 429 f.) und Grossekettler (1999b, S. 581 - 590). 
7  Zur (heute zum Teil allerdings schon wieder etwas reserviert betrachteten) „capture theo-
ry“ vgl. Levine (1998) und Telser (1998, S. 542 f.). 
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Handeln der Menschen zwar nicht nur, aber auch von Ideen und Idealen geleitet werde. 
Auch die Rechtsprinzipien, die heute zum Schutz der Menschenrechte und der Wissen-
schafts- und Religionsfreiheit sowie zur Begrenzung der Macht des Staates in den meis-
ten rechtsstaatlichen Verfassungen verankert seien, hätten zur Zeit der großen Rechts-
denker des 17. und 18. Jahrhunderts noch den Charakter von Utopien gehabt; ebenso 
wie diese Rechtsdenker „Wegbereiter einer kommenden Zeit waren“ (Eucken 1990, S. 
340) sei es in unserem Jahrhundert möglich, durch die Propagierung von Ideen und Ide-
alen Einfluß darauf zu nehmen, wie eine Wirtschaftsverfassung ausgestaltet werde und 
sich weiterentwickle. Die Kräfte, welche die Politiker auch gegen deren Kurz-
fristinteressen in die richtige Richtung treiben könnten, nennt Eucken wie gesagt „ord-
nende Potenzen“. Er selbst hatte als solche Kräfte vor allem die Wissenschaft und die 
Kirchen vor Augen und befindet sich mit seiner Überzeugung, daß Ideen einen — vor 
allen langfristig erheblichen — Einfluß auf das politische Handeln haben, in Überein-
stimmung mit Keynes (1936, S. 383) und der deutschen idealistischen Philosophie. Die 
Wissenschaft sollte Ordnungsvorschläge entwickeln, und die Kirchen sollten bei deren 
Durchsetzung helfen und damit speziell beim Eintreten für eine ordoliberal interpretierte 
Soziale Marktwirtschaft mit der Wissenschaft gleichsam an einem Strang ziehen.8 Es 
dürfte u.a. ein Ausfluß dieser Ideen Euckens gewesen sein, daß unter Erhard die Grund-
züge des Systems der wissenschaftlichen Beiräte geschaffen wurden, die es heute in 
Deutschland im Felde der wirtschaftspolitischen Beratung gibt.  
Als eine weitere ordnende Potenz wurde von den Ordoliberalen die Rolle ordnungs-
politisch engagierter Journalisten sowie der ökonomischen Bildung angesehen. Insbe-
sondere Welter, ehemaliger Kon-Assistent Euckens und Gründungsherausgeber der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung, und Erhard haben die Kraft dieses Einflusses betont. 
Dabei standen sie sicherlich auch unter dem Einfluß der Erfolge, welche die National-
sozialisten mit dem Instrument „Propaganda“ erzielt hatten. Welter hat der FAZ deshalb 
bewußt die Aufgabe gestellt, die Implementation der Sozialen Marktwirtschaft voranzu-
treiben und abzusichern.9 
Eine vierte „ordnende Potenz“ ergibt sich in ordoliberaler Sicht aus der Rolle, die Ju-
risten bei der Implementation und Weiterentwicklung einer ökonomisch-funktionalen 
Wirtschaftsverfassung spielen können. Innerhalb der „Ordoliberalen der ersten Stunde“ 
hat vor allem Böhm die Wichtigkeit dieser Kraft betont, von dem ja auch die Herausar-
beitung des Verfassungscharakters des rechtlichen Rahmens für Wirtschaftsordnungen 
stammt.10  
2.3. Verfassungsverankerung ordnender Prinzipien 
Sollen die vorstehend aufgeführten Potenzen zur Implementation und Bewahrung ei-
ner ökonomisch-funktionalen Wirtschaftsverfassung unter Berücksichtigung der Eigen-
                                               
8  Vgl. im einzelnen hierzu Grossekettler (1997, S. 72 - 80). 
9  Vgl. im einzelnen hierzu Grossekettler (1997, S. 83 - 87). 
10  Zur Rolle Böhms vgl. im einzelnen Grossekettler (1996, 1997, S. 80 - 83, und 1999c). 
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interessen im politisch-administrativen Kräftefeld wirksam werden, erheben sich zwei 
Probleme: die Frage, wie man mit der außerordentlich großen Komplexität des wirt-
schaftlich relevanten Rechts unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten rein sachlich 
fertig werden kann, und die Frage, wie ein geordneter Informationsfluß für ökonomi-
sche Erkenntnisse in Verwaltung und Rechtsprechung, aber auch in die Medien sicher-
gestellt werden kann.  
Wie man das Komplexitätsproblem in den Griff bekommen kann, ist von den Ordoli-
beralen mit der Entwicklung von Prinzipien für eine ordnungskonforme Politik und ei-
ner ordnungsorientierten Legitimations- und Instrumentenlehre als Mitteln zur Komple-
xitätsreduktion beantwortet worden.11 
Prinzipien „kann man ... als einen wertorientierten Filter ansehen, mit dessen Hilfe 
die große Zahl überhaupt möglicher Lösungen auf solche Vorschläge reduziert wird, die 
bestimmten Merkmalen genügen“ (Zimmermann 1994, S. 146). Solche Filter benötigt 
man vor allem als Bestandteile einer Wirtschaftsverfassung im engeren (formellen) 
Sinn, denn Verfassungen sind einerseits auf Dauer angelegt und müssen andererseits 
zukunftsoffen gestaltet werden. Prinzipien können hier den relativ vage formulierten 
Kern des Bewahrungsauftrages zum Ausdruck bringen, der dann jeweils im Lichte ak-
tueller Erkenntnisse und situativer Beschränkungen „realitätsgerecht“ und „verallge-
meinerungsfähig“ (Kirchhof 2000) interpretiert werden muß. In diesem Sinn sollten die 
Euckenschen Prinzipien aus heutiger Sicht zwei Aufgaben lösen:12 Als Implementati-
onsprinzipien sollten sie eine Basisordnung für das Kompetenzverteilungs-, Informati-
ons- und Motivationssystem schaffen, das mit dem Übergang zu einer Sozialen Mark-
wirtschaft in Gang gesetzt werden sollte; darüber hinaus sollten sie als Evolutionsprin-
zipien dafür sorgen, daß diese Wirtschaftsordnung repressions- und adaptionsfähig 
bleibt und hierdurch ihre Kernstruktur bewahrt.  
Die Bewahrungsfunktion von Evolutionsprinzipien besteht darin, punktuell arbeiten-
den Spezialisten zu signalisieren, daß sie die Gesamtfunktionsweise einer Wirtschafts-
ordnung im Auge behalten müssen, wenn Gefährdungen und sonstige Änderungsbe-
dürfnisse auftreten, und in welche Richtung sie nach Lösungen suchen können. Wenn 
heute (im Jahr 2000) in Deutschland z.B. eine Steuerreform geplant wird, die starke 
Konzentrationsanreize auslösen wird, und wenn gleichzeitig in der EU eine Reform der 
Verfahrensvorschriften zum Wettbewerbsrecht ins Auge gefaßt wird, die einen nicht 
unmerklichen Schritt weg vom Verbotsprinzip für Kartelle hin zum Mißbrauchsprinzip 
zur Folge haben wird, so zeigt dies, daß für die Soziale Marktwirtschaft wichtigen Prin-
zipien entweder kein großes Gewicht beigemessen wird, oder daß man die herrschende 
Ordnung vielleicht sogar bewußt weiter in Richtung auf ein korporatistisches System 
verändern will. Dies sollte nicht gleichsam schleichend geschehen dürfen, sondern müß-
                                               
11  Vgl. hierzu z.B. die Darstellung der Euckenschen Prinzipien sowie der ordoliberalen 
Konformitätsdebatte bei Erlei/Leschke/Sauerland (1999, S. 431 - 443) und Grossekettler 
(1997, S. 44 - 59) sowie die dort genannte Literatur. 
12  Zu einer Reformulierung und Ergänzung der Euckenschen Prinzipien im folgenden Sinn 
vgl. Grossekettler (1997, S. 110 - 121). 
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te als Prinzipienverstoß bzw. bewußte Verfassungsänderung systematisch aufgedeckt 
werden. So etwas ließe sich durch eine Rechtsvorschrift erreichen, die verlangt, daß 
Verstöße des Staates gegen (bisher) anerkannte Prinzipien der Wirtschafts- und hier 
speziell der Steuer- und der Wettbewerbsordnung beim Erlaß einschlägiger Vorschriften 
zu betonen und zu begründen sind. 
Mit Berichts- und Begründungspflichten gekoppelte Prinzipien sind geeignet, Ver-
stöße gegen die Funktionserfordernisse von Wirtschaftsordnungen und damit ein Ausei-
nanderdriften von bisher gewollter Ordnung und nun neu gestalteter Verfassung ins 
Bewußtsein zu heben — nicht nur in das Bewußtsein von Ökonomen, sondern vor allem 
auch in das von Juristen und von Wirtschaftsjournalisten. Sie könnten in manchen Fäl-
len auch individuelle Klagen nach sich ziehen (insbesondere dann, wenn man Klage-
rechte in die jeweiligen Rechtsvorschriften integriert). Das ist heute schon im Steuer-
recht oder Ausschreibungsrecht der Fall, wobei die hier zu beachtenden Prinzipien al-
lerdings nicht vorrangig an der Funktionsfähigkeit der Wirtschaftsordnung insgesamt 
orientiert sind, sondern an Individualrechten wie etwa dem Recht auf Gleichbehand-
lung.  
Will man das Handeln des Staates über eine prinzipiengesteuerte Mittelwahl so lei-
ten, daß legitime Ziele spezifischer Art mit demjenigen Mittel realisiert werden, wel-
ches aus ordnungspolitischer Sicht als Mittel der Wahl bezeichnet werden kann, muß 
man darüber hinaus ein Prinzip einführen, welches das Durchlaufen eines Legitimati-
onsschemas verlangt. Dieses hat die Aufgabe, aus der Gruppe aller nicht offensichtlich 
ungeeigneten und ordnungswidrigen Mittel dasjenige herauszufiltern, welches am bes-
ten zu den allgemeinen Ordnungsprinzipien und zu einer ordnungsorientierten Instru-
mentenlehre paßt.13 
Soweit zur Rolle von Prinzipien als Instrument zur Bewältigung des Problems der 
Komplexitätsreduktion bei der Schaffung und Verteidigung von Wirtschaftsverfassun-
gen. Neben dem Problem der Komplexitätsreduktion stellt sich bei der Implementation 
und Bewahrung des ordnungspolitisch wichtigen Kerns von Wirtschaftsverfassungen 
wie gesagt aber auch die Frage, wie ein geordneter Informationsfluß für ökonomische 
Erkenntnisse vor allem in Verwaltung und Rechtsprechung, aber auch in die Medien 
sichergestellt werden kann. 
Man denkt hierbei spontan sicherlich an die Rolle der ökonomischen Bildung (spe-
ziell für Juristen) und an Journalisten, die — wie seinerzeit Welter — gleichsam aus 
einem aufklärerischen Drang heraus über Ordnungsfragen schreiben oder ordnungspoli-
tisch engagierten Ökonomen Raum für Veröffentlichungen anbieten. Entsprechende 
Versuche mögen ihre Wirkung haben. Aufgrund eigener Lehrerfahrungen ist der Ver-
fasser jedoch der Meinung, daß einschlägige Vorschriften für die Juristenausbildung nur 
wirksam sein werden, wenn es innerhalb der Berufstätigkeit der Juristen nicht nur Ver-
wendungsmöglichkeiten für ökonomische Spezialkenntnisse gibt, die sich kommerziell 
                                               
13  Zu einem Beispiel für solch ein Schema vgl. das bereits zitierte Prüfschema bei Grosse-
kettler (1999b, S. 581 - 590). 
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verwerten lassen (etwa im Kartell- oder im Steuerrecht), sondern wenn die Verwal-
tungsjuristen ordnungspolitische Prüfungen vornehmen müssen. Deshalb sollten in der 
Wirtschaftsverfassung im weiten (materiellen) Sinn und möglichst sogar im Grundge-
setz Anknüpfungspunkte für ordnungspolitische Prüfungen verankert werden, die ge-
meinsam eine „Verfassung der Sozialen Marktwirtschaft“ bilden (Müller-Armack, 1981: 
191). Auf diese Weise müßten sich dann auch die Gerichte mit ordnungspolitischen 
Fragen auseinandersetzen. Außerdem ergäbe sich aus politischen Auseinandersetzungen 
darüber, ob eine Begründung für eine bestimmte Regulierungsmaßnahme hinreichend 
ist, für Journalisten (die an „Streit“ wegen des höheren Aufmerksamkeitswerts bei den 
Lesern ja immer mehr interessiert sind als an Belehrungen) ein sehr viel stärkeres Motiv 
zu einer ordnungspolitischen Berichterstattung als heute, wo es doch vielfach nur um 
„Sonntagspredigten zur Sozialen Marktwirtschaft“ geht.  
Die Frage, wie eine solche Verankerung vorgenommen werden kann, ist leider weder 
von den Gründungsvätern der Sozialen Marktwirtschaft noch von deren Schülern einge-
hend diskutiert worden. Sie ist alles andere als trivial, und man darf sie natürlich nicht 
(nur) so beantworten, daß etwa die Soziale Marktwirtschaft als weitgehend undefinier-
tes Staatsziel in das Grundgesetz aufgenommen werden müßte. Statt dessen muß man 
die Prinzipien, die einer Wirtschaftsordnung entsprechen, als solche in die Wirtschafts-
verfassung im materiellen Sinn aufnehmen und den Staat auf diese Weise zur prinzi-
piengesteuerten Bekämpfung von Koordinationsmängeln verpflichten. Dabei muß seine 
Interventions- und Wirtschaftstätigkeit über ein Zurückhaltungsgebot aber gleichzeitig 
explizit auf das Einhalten der Grenzen festgelegt werden, die von einem ordnungstheo-
retisch interpretierten Übermaßverbot gezogen werden.  
Die Bekämpfung von Koordinationsmängeln ließe sich in Deutschland aus einer 
zweckmäßigen ökonomisch-funktionellen Interpretation der Staats- und Lebensgrundla-
genbestimmung der Artikel 20 und 20a GG ableiten; für das Einhalten des Übermaß-
verbots in wirtschaftlichen Dingen hat der Verfasser an anderer Stelle eine Methodik 
entwickelt, auf die schon mehrfach hingewiesen wurde.14 Sie ist ihrer ganzen Anlage 
nach auf die Zusammenarbeit mit Juristen zugeschnitten. Ansätze zu einer Vorgehens-
weise in dieser Richtung finden sich im EG-Vertrag. Dort wird in Art. 30 (ex 36) zwar 
zugestanden, daß die Mitgliedstaaten aus übergeordneten Gründen wie etwa dem des 
Gesundheitsschutzes Maßnahmen ergreifen dürfen, die gleiche Wirkungen wie (ansons-
ten streng untersagte) mengenmäßige Beschränkungen entfalten; es wird aber — jeden-
falls in der Interpretation, die der EuGH dem Artikel mit der sog. Cassis-de-Dijon-
Rechtsprechung zwischenzeitlich verliehen hat — gleichzeitig verlangt, daß das strikte 
Übermaßverbot eingehalten wird. Dieses wird auch strenges Verhältnismäßigkeitsprin-
zip genannt und verlangt, daß eine Maßnahme nicht nur zur Erreichung eines legalen 
Ziels geeignet sein, sondern auch den geringstmöglichen Eingriff (hier in den freien 
                                               
14  Vgl. Grossekettler (1997a, S. 132 f., und 1999b, S. 581 - 590). 
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Handelsverkehr) darstellen und eine sinnvolle Zweck-Mittel-Relation oder — ökono-
misch ausgedrückt — eine vernünftige Kosten-Nutzen-Relation aufweisen muß.15  
Weitere Möglichkeiten zur Verankerung einer Wirtschaftsverfassung und speziell 
der Sozialen Marktwirtschaft lassen sich im Anschluß an die Euckenschen Prinzipien 
z.B. in der Finanzverfassung finden. Dort kann man etwa das Konnexitätsprinzip des 
Artikels 104a GG verursachungsgerecht interpretieren und damit ein Prinzip der politi-
schen Haftung etablieren. Darüber hinaus kann man dieses Haftungsprinzip auch bei der 
Gestaltung der föderalistischen Ordnung berücksichtigen. Dies würde der Kompetenz-
vermischung einen Riegel vorschieben, wie sie für den deutschen „kooperativen“ Föde-
ralismus (im Gegensatz zum Konkurrenzföderalismus anderer Staaten) typisch ist. Au-
ßerdem wäre es möglich, Klagerechte gegen eine ökonomisch nicht zu rechtfertigende 
öffentliche Wirtschaftstätigkeit einzuführen und die Befolgung des Subsidiaritätsprin-
zips bei der vertikalen Aufgabenteilung zwischen den Gebietskörperschaften zu verlan-
gen und über Klagerechte abzusichern.16 
Wäre die Soziale Marktwirtschaft im ordoliberalen Sinn vollständig über einschlägi-
ge Prinzipien in der Wirtschaftsverfassung im formellen Sinn (also den entsprechenden 
Grundgesetzbestimmungen) verankert worden, wäre ein geordneter Transfer ökonomi-
scher Erkenntnisse in das Rechtssystem gewährleistet. Das ist jedoch nicht der Fall: 
Deutschland ist durch das Grundgesetz zwar auf eine den Grundrechten genügende 
Marktwirtschaft, nicht aber auf eine Soziale Marktwirtschaft im ordoliberalen Sinne 
festgelegt (Avenarius 1991, S. 445; Folz 1994, S. 66 u. s. 76 f.). Ein Zusammenspiel 
zwischen Ökonomen und Juristen im Sinne dieses Aufsatzes, welches speziell der Ord-
nungsökonomik und darüber hinaus der gesamten Institutionenökonomik gleichsam 
einen Pfad zur praktischen Wirksamkeit eröffnet, kann man aber gleichwohl beobach-
ten. Der Interpretationsspielraum der Prinzipien der Finanzverfassung im formellen 
Sinn (des Teils X des GG) hat nämlich zur Folge, daß das Bundesverfassungsgericht 
finanzwissenschaftliches Schrifttum auf juristisch verwertbare Erkenntnisse prüft. Dies 
soll im Abschnitt 4 am Beispiel des jüngsten Urteils des Bundesverfassungsgerichts 
zum Finanzausgleich erläutert werden. Vorher soll jedoch ein Blick auf neuere Entwick-
lungen im Recht geworfen werden. 
                                               
15  Speziell zu dieser Rechtssprechung vgl. Ahlfeld (1997), Moench (1982, S. 2690 f.) und 
Schweitzer/Hummer (1996, Rz. 1130/1131). Einen generellen Überblick  über die juristi-
sche Literatur zum Übermaßverbot und seiner Entwicklung gewinnt man aus Emmerich-
Fritsche (2000), Heinsohn (1997), Remmert (1995) und Stern (1993). Das Übermaßver-
bot folgt aus dem Rechtstaatlichkeitsprinzip und hat in Deutschland als Leitregel allen 
staatlichen Handelns Verfassungsrang (Weber-Fas 1993, S. 269 u. 335). Seine Grenzen 
sind in der juristischen Literatur umstritten und hängen davon ab, was man unter einem 
„Eingriff“ des Staates versteht (Kirchhof 1993; Ossenbühl 1993). Das Prinzip ist aus 
rechtlicher Sicht an legalen Zielen orientiert, aus ökonomischer Sicht dagegen an legiti-
men. Der Unterschied soll an dieser Stelle aber nicht problematisiert werden. 
16  Zu weiteren Vorschlägen vgl. Erlei/Leschke/Sauerland (1999, S. 448 - 451) und die dort 
genannte Literatur. 
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3. Neuere Entwicklungen im Recht: Gemeinwohlrichtigkeit, Grund-
recht auf Rechtskorrekturen und Gesetzesfolgenabschätzung 
Es wurde bereits betont, daß man nicht als selbstverständlich unterstellen darf, daß 
sich Juristen und speziell Richter hoher Gerichte für Vorschläge zur ökonomisch sinn-
vollen Interpretation und Weiterentwicklung des Rechts in ordnungspolitisch relevanten 
Bereichen interessieren. Tatsächlich gab und gibt es sogar — wie auch immer bedingte 
— Empfangswiderstände gegen solche Ideen: „Unter Juristen hat das ordoliberale Kon-
zept der Wirtschaftsverfassung mehr Gegner als Freunde“ (Nörr 1998, S. 369). In neue-
rer Zeit deutet sich jedoch ein Einstellungswandel an, der vor allem im angelsächsi-
schen Bereich bereits als durchaus fühlbar bezeichnet und vermutlich auch auf die zu-
nehmende Wirksamkeit der Law-and-Economics-Schule zurückgeführt werden kann.17 
Eine erste Quelle dieses Einstellungswandels ist die Idee der „Gemeinwohlrichtig-
keit“ des Rechts, die nach einer „rationalen Gesetzgebung“ verlangt (Führ 1999). Der 
Rechts- und Verfassungsstaat stellt — so diese Idee — Anforderungen an die Rationali-
tät der Gesetzgebung, die den Gesetzgeber in seiner Souveränität beschränken und ihn 
auf Regelungsstrukturen verweisen, welche der Eigenart eines zu regelnden Lebensbe-
reichs der Sache nach gerecht werden. Von besonderer Bedeutung bei der Identifikation 
und Implementation solcher Regelungsstrukturen sind die Einhaltung des Gleichheits-
grundsatzes und des Übermaßverbots oder — anders ausgedrückt — die Forderung 
nach Diskriminierungsfreiheit und nach der Eignung, Erforderlichkeit und Verhältnis-
mäßigkeit von Maßnahmen. Man findet deshalb einen direkten Zugang zu Vertretern 
der Idee der Gemeinwohlrichtigkeit, wenn man als Ökonom nicht irgendwelche Effi-
zienzforderungen stellt, deren institutionelle Umsetzung offen bleibt, sondern darlegt, 
daß ein institutionell konkretisierter Maßnahmenvorschlag dem Gleichheitsgrundsatz 
und dem ökonomisch interpretierten Übermaßverbot genügt. 
Die Begrenzung der Menge der Regelungsmöglichkeiten des Gesetzgebers auf ratio-
nal vertretbare wird in der Literatur manchmal als an der Grenze der Vermischung von 
Gesetzgebung und Rechtsprechung liegend und damit als Bruch mit der Idee der Gewal-
tenteilung gedeutet; wie sich zumindest in Deutschland an mehreren Beispielen zeigen 
läßt, ergaben sich entsprechende „Übergriffe“ des Bundesverfassungsgerichts aber häu-
fig daraus, daß der Gesetzgeber Regelungsaufträgen der Verfassung überhaupt nicht 
oder nur unzureichend nachgekommen ist — so z.B. bezüglich der Parteienfinanzie-
                                               
17  Da man im Law-and-Economics-Bereich nach gesamtwirtschaftlich effizienten Lösungen 
sucht, wird dort das für die deutsche Rechtstradition typische Denken punktueller Art — 
jedenfalls im Prinzip — vermieden: Man fragt z.B. nicht mehr, wie ein „gerechter Aus-
gleich“ für einen Schaden erreicht werden kann, den jemand im technisch-
naturwissenschaftlichen Sinn verursacht hat, und entwickelt hieraus auch keine Entschä-
digungskataloge mehr, die dann in der Zukunft verhaltenslenkend wirken; statt dessen un-
tersucht man, wer Unfälle einer bestimmten Art kostengünstig vermeiden oder sich 
preiswert dagegen versichern kann, und leitet hieraus Regeln ab, deren Beachtung dazu 
führt, daß Risiken letztlich dort getragen werden, wo dies aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht zu den niedrigsten Kosten möglich ist. Vgl. hierzu den Beitrag von Kerber in die-
sem Band. 
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rung, die trotz eines entsprechenden Verfassungsauftrags in Artikel 21 GG ca. 20 Jahre 
ungeregelt blieb (von 1949 - 1967), oder im Rahmen der Familienpolitik (hierzu Ger-
lach 2000) und — wie sich noch zeigen wird — auch bei der Interpretation des Artikel 
106 Abs. 3 GG. Gerlach (2000, S. 21) spricht deshalb davon, daß das Verfassungsge-
richt, welches die Idee der Gemeinwohlrichtigkeit in neuerer Zeit anscheinend mehr und 
mehr vertritt, „angesichts des offensichtlichen Versagens der gesetzgebenden Körper-
schaften als Sachwalterinnen des Gemeinwohls“ gleichsam „in Notwehr“ tätig werden 
mußte (vgl. auch Papier 2000). 
Die Forderung nach einem Grundrecht auf Rechtskorrekturen ist von Schwintowski 
(1996, S. 169 - 188; 1998, S. 587 f.) im Rahmen einer „Nutzentheorie des Rechts“ ent-
wickelt worden. Sie geht davon aus, daß Recht anpassungsfähig sein muß und daß der 
Bürger einen Anspruch auf Rechtsregeln hat, „die mehr nutzen als kosten“. Werde eine 
bestehende Rechtsregel diesem Anspruch nicht gerecht, müsse sie im Lichte dieser 
„Korrekturregel“ geändert werden. Damit das auch gegen politische Widerstände ein-
geklagt werden könne, müsse die Korrekturregel den Rang eines Grundrechts erhalten.  
Ebenso wie die beiden vorstehend geschilderten Ideen drängt auch eine dritte Kraft 
im juristischen Denken auf die Herausbildung einer ökonomisch-funktionalen Wirt-
schaftsverfassung: die vor allem in den angelsächsischen Ländern schon wirkungsmäch-
tig gewordene Bewegung zur Implementation von Methoden zur Gesetzesfolgenab-
schätzung, der regulatory impact analysis.18 Diese Bewegung hat sich vor allem als 
Reaktion der Unternehmen auf eine immer stärkere Überlastung mit einschränkenden 
Regulierungsvorschriften und Berichtspflichten ergeben („Regulierung“ im weitesten 
Sinn des Wortes, der heute im angelsächsischen Schrifttum fast schon mit „Politik auf 
der Basis und zur Gestaltung der Wirtschaftsverfassung“ identisch ist). Ursprünglich 
machte diese Bewegung nur Front gegen die immer stärkere Beschneidung der unter-
nehmerischen Freiheit durch Regulierungsvorschriften aller Art und die — vor allem für 
kleinere Unternehmen erheblichen — Kosten der „Frondienste für den Staat“, die in 
Form von Berichts- und Meldepflichten vor allem für statistische und steuerliche Zwe-
cke entstanden waren. Nachdem diese Überlegungen im Rahmen des Strebens nach 
einem „schlanken Staat“ von den Politikern aufgegriffen worden waren, entstand hier-
aus aber eine Art „Lehre von den Grundsätzen guter Wirtschaftsgesetzgebung und - ver-
waltung“, die am Muster von Kosten-Nutzen-Analysen orientiert ist und vor allem 
überflüssige Regulierungen und Berichts- und Meldepflichten vermeiden will. In Staa-
ten, in denen die Anwendung der Regulatory Impact Analysis (RIA) — wie etwa in 
Australien oder den USA — schon weit fortgeschritten ist, wird deshalb von neuen Ge-
setzentwürfen und wichtigen Verwaltungsvorschriften verlangt, daß ihre Ziele erläutert 
werden, daß alternative Mittel diskutiert werden, daß die Erforderlichkeit des gewählten 
Mittels dargelegt wird und daß Nutzen und Kosten abgeschätzt werden (Hahn 1998, S. 
277 f.). Hieraus hat sich im angelsächsischen Bereich in neuerer Zeit eine „regulation 
making culture“ entwickelt, die sich systematisch an der weltweit „best practice policy 
for regulation“ orientiert und sich in verbindlichen Vorschriften wie etwa dem australi-
                                               
18  Vgl. hierzu Hahn (1998) und Office of Regulation Review (1998). 
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schen „Guide to Regulation Making“ niedergeschlagen hat (Office of Regulation Review 
1998). 
Es ist anzunehmen, daß der internationale Institutionenwettbewerb dafür sorgen 
wird, daß sich auch der deutsche Gesetzgeber mehr und mehr solchen Regulierungs-
standards unterwerfen werden muß. Das wird dann zu einer verstärkten Zusammenar-
beit von Juristen und Ökonomen führen, einer Zusammenarbeit, wie sie für die Mitglie-
der der Freiburger Schule selbstverständlich war, heute aber im angelsächsischen 
Sprachbereich wesentlich ausgeprägter als im deutschen ist. Wie solch eine Zusammen-
arbeit aussehen könnte, soll nun am Beispiel des neuesten Verfassungsgerichtsurteils 
zum Finanzausgleich skizziert werden.  
4. Ein Beispiel für Ordnungsberatung: die Zusammenarbeit von Ju-
risten und Ökonomen bei der Gestaltung des Maßstäbegesetzes 
Das Bundesverfassungsgericht hat am 11. November 1999 ein Urteil zu Grundfragen 
des Bund-Länder-Finanzausgleichs gefällt, das Wege zur Regelung dieser Materie er-
öffnet, die jedenfalls für diejenigen neu und ordnungspolitisch attraktiv erscheinen, die 
nicht glauben, daß es in absehbarer Zeit zu einer Totalrevision der Gesetzgebungskom-
petenzen und der Finanzverfassung im Sinne von mehr Konkurrenzföderalismus kom-
men wird. 
Das Gericht stellt zunächst fest, daß das geltende Finanzausgleichsgesetz die in den 
Artikeln 106 und 107 GG vorgegebenen Maximen nicht mit hinreichender Deutlichkeit 
in überprüfbare Maßstäbe umsetzt und deshalb nur noch als Übergangsrecht anwendbar 
ist (AZ 271).19 Die bisherige Praxis des Aushandelns von Finanzströmen auf der Basis 
der ad hoc und kurzfristig definierten Interessenlage der Beteiligten müsse aufgegeben 
werden (AZ 280). An die Stelle der Regelung des Finanzausgleichs, die sich aus einem 
solchen Spiel der politischen Kräfte ergebe und einer vertraglichen Verständigung ent-
spreche (AZ 283 f.), müsse eine Regelung treten, welche dem klassischen Muster des 
zeitlichen „Vor-Rangs und Vor-Behalts des Gesetzes“ Rechnung trage (AZ 282). Ein 
Finanzausgleichsgesetz habe „gegenläufige Interessen festzustellen, zu bewerten und 
auszugleichen“ (AZ 284); es soll dies aber nicht ad hoc, sondern auf einer Basis tun, die 
einer möglichst weitgehenden Annäherung an die Rawlssche Vorstellung eines „Schlei-
ers des Nichtwissens“ um aktuelle Interessenlagen entspricht (AZ 282). Deshalb sei für 
die Zukunft ein Steuerzuweisungs- und -ausgleichssystem anzustreben, das in einer 
Folge von drei Schritten auf der Basis jeweils unterschiedlicher Rechtsquellen konkreti-
siert wird (AZ 278):  
· Das Grundgesetz hat wirtschaftsverfassungsrechtliche Prinzipien vorgege-
ben, welche die Steuerverteilung und den Finanzausgleich leiten sollen.  
· Der Gesetzgeber soll hieraus langfristig gültige und ggf. kontinuierlich fort-
zuschreibende Maßstäbe ableiten, die Ausdruck einer Entwicklungsplanung 
                                               
19  Die im folgenden angegebenen Absatzziffern (AZ) beziehen sich auf die Urteilsfassung, 
die das Gericht im Internet publiziert hat (Bundesverfassungsgericht, 1999). 
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sind, zu einer rechtlichen Selbstbindung führen und eine nachvollziehbare 
Konzeption für die Finanzkraftverteilung bilden, die — weil sie einsichtig 
und konkret formuliert ist — auf ihre laufende Einhaltung kontrolliert wer-
den kann. Ergebnis dieser Operationalisierung ist das Maßstäbegesetz. 
Rechtstechnisch gesehen ist dieses Gesetz ein Organgesetz, das sich nicht an 
eine unbestimmte Vielzahl von Bürgern, sondern nur an staatliche Organe 
richtet und deren Kontrolle sicherstellen soll; es weist aber eine prinzipiell 
unbegrenzte Gültigkeit auf und ist somit kein Einzelfallgesetz und kein nur 
für eine bestimmte Periode geltendes Mantelgesetz wie etwa ein Haushalts-
gesetz, sondern gilt für eine unbestimmte Vielzahl künftiger Finanzaus-
gleichsgesetze. 
· Hierauf aufbauend werden Finanzausgleichsgesetze beschlossen, die auf ei-
ne kurzfristige, periodengerechte Umsetzung der Langfristmaßstäbe in kon-
krete Ausgleichszuweisungen und Ausgleichsbeiträge für eine bestimmte 
Zeitperiode gerichtet sind. 
Das Gericht verlangt, daß im Rahmen des Maßstäbegesetzes die für Finanzaus-
gleichsgesetze wichtigen Begriffe und Verfahren in einer Weise konkretisiert werden, 
die „den vorgefundenen finanzwirtschaftlichen Verhältnissen und finanzwissenschaftli-
chen Erkenntnissen“ entspricht (AZ 273) und dazu geeignet ist, vor der Öffentlichkeit 
Rechenschaft abzulegen und für rechtsstaatliche Transparenz der Mittelverteilung zu 
sorgen (AZ 285). 
Mit Bezug auf das Thema „Ordnungstheorie und Recht“ ist an dieser Auftragsformu-
lierung zweierlei bemerkenswert: 
· Das Gericht geht ganz selbstverständlich davon aus, daß der Gesetzgeber 
Erkenntnisse aus dem Bereich der Finanzwissenschaft zu berücksichtigen 
habe. Man kann dies als Ausfluß der oben geschilderten Idee der Gemein-
wohlrichtigkeit des Rechts verstehen. Diese gestattet es nicht, daß der Ge-
setzgeber fachlich fundierte und einem Richter plausibel erscheinende Inter-
pretations- oder Gestaltungsvorschläge ohne besondere Begründung unbe-
rücksichtigt läßt. Hier wird vom Gericht also eine Stelle markiert, an der 
ökonomische Erkenntnisse in die Wirtschaftsverfassung implantiert werden 
können, ja sollen: Eine Fachwissenschaft wird gleichsam zur Ordnungsbera-
terin, und in dieser Fachwissenschaft anerkannte Vorschläge zur Interpreta-
tion einschlägiger Prinzipien — hier von Prinzipien der Finanzverfassung 
— tragen im Zweifel die Idee der Sachgerechtigkeit und damit der Überein-
stimmung mit den konstitutionellen Interessen der Bürgerschaft im Sinne 
von Vanberg (1997) in sich und dürfen nicht einfach übergangen werden. 
· Das Gericht hat ein Urteil gefällt, das keinem der Anträge der Parteien ent-
spricht und im Sinne des Allgemeinwohls erkennbar gegen die Kurzfristin-
teressen der Akteure im politischen Kräftefeld verstößt, welche auf mög-
lichst weiche Grenzen für politische Aushandlungsprozesse gerichtet sind. 
Entgegen diesen Kurzfristinteressen betont das Gericht, daß es den konstitu-
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tionellen Interessen der Bürger entspricht, verantwortungsklare und wohlab-
gewogene Regelungen für den Finanzausgleich zu finden, die dem Prinzip 
der politischen Haftung und einem auf Dauer angelegten Interessenaus-
gleich entsprechen. Weil dies den Kurzfristinteressen im politischen Kräfte-
feld widerspricht, kann man aus einer Diskussion mit erfahrenen Ministeri-
albeamten schon heraushören, wie sich diejenigen Vertreter des politisch-
administrativen Systems eine Umgehung des Urteils vorstellen, die weniger 
staatsmännisch und dafür mehr pragmatisch (und wiederwahlorientiert) 
denken.  
Sie haben drei Strategien im Auge: 
· Statt ein Maßstäbegesetz zu bilden, dessen Grad an Konkretheit wirklich 
„zwischen“ den vagen Begriffen des Grundgesetzes und den zu begründen-
den Zahlen eines Finanzausgleichsgesetzes steht, schiebt man das Maßstä-
begesetz gleichsam an das Grundgesetz heran und wiederholt darin prak-
tisch nur die vagen Formulierungen des Grundgesetzes zur Pseudobegrün-
dung von Zahlen in künftigen Finanzausgleichsgesetzen. 
· Oder man schiebt das Maßstäbegesetz gleichsam an ein Finanzausgleichsge-
setz heran, indem man ersteres aus letzterem ableitet und damit ein Maßstä-
begesetz verabschiedet, das einer Stellenausschreibung gleicht, die auf einen 
und nur einen Kandidaten zugeschnitten ist.  
· Und schließlich kann man sich auch noch darauf berufen, daß die Richter 
mit der Forderung, den Begriff „notwendige Ausgaben“ in ökonomisch 
sinnvoller Weise zu operationalisieren, etwas gefordert hätten, was auch 
nach Aussagen von Ökonomen unmöglich sei und deshalb nicht hätte gefor-
dert werden dürfen. 
Die ersten beiden Strategien wären wohl auch aus der Sicht der politischen Klasse 
gefährlich, weil damit gerechnet werden müßte, daß Geberländer mit dem Hinweis auf 
die Verfassungswidrigkeit solcher Maßstäbegesetze erneut klagen. Der dritte Weg dürf-
te dagegen in Frage gestellt und auf alle Fälle erschwert sein, wenn es ordnungspolitisch 
engagierten Ökonomen gelingt, einen Vorschlag zur Gestaltung des Maßstäbegesetzes 
zu präsentieren, der sich im Rahmen einer Fachdiskussion als tragfähig erweist. Wäre 
das der Fall, wäre gleichzeitig bewiesen, daß es eine aktuelle Möglichkeit gibt, ord-
nungspolitisch vernünftigen Vorschlägen auch gegen opportunistische Widerstände im 
politischen Bereich zu einer größeren Chance zu verhelfen, in das Rechtssystem implan-
tiert zu werden.  
Ordnungspolitisch engagierten Ökonomen, die etwas zur tatsächlichen Verbesserung 
der Wirtschaftsverfassung und damit zur Funktionsfähigkeit der Wirtschaft beitragen 
möchten, ist damit die Aufgabe gestellt, Operationalisierungsvorschläge und Verfah-
rensvorschriften für das Maßstäbegesetz zu entwickeln. Wie man hierbei vorgehen 
könnte, soll am Beispiel der Operationalisierung des Begriffes der „notwendigen Aus-
gaben“ demonstriert werden, dessen Konkretisierung nach Artikel 106 Abs. 3 GG für 
die Verteilung der Umsatzsteuer zwischen Bund und Ländern von grundlegender Be-
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deutung ist. Weitere Begriffe sollen aus Platzgründen ausgeklammert werden; für sie 
liegen Vorschläge des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der Finan-
zen (1992, 1994, 1996 u. 2000) vor. 
Der Bund-Länder-Finanzausgleich ist ein Verfahren zum Ausgleich von Unterschie-
den in den Spannungen zwischen Aufgaben und Einnahmen. Solche Unterschiede erge-
ben sich zwischen dem Bund und einem fiktiven Durchschnittsland einerseits (vertikaler 
Finanzausgleich) und zwischen den Ländern andererseits (horizontaler Finanzaus-
gleich). Das Grundgesetz verteilt die Steuererträge im Wege der Primärverteilung durch 
Artikel 106 GG bezüglich der kleinen und regional bzw. lokal radizierbaren Steuern 
nach dem Trennsystem und wendet bei den großen Steuern (den Gemeinschaftssteuern 
„Einkommensteuer“, „Körperschaftsteuer“ und „Umsatzsteuer“) sowie bei der Gewer-
besteuerumlage ein Verbundprinzip an, welches außer für die Umsatzsteuer feste Ver-
teilungsquoten für Bund und Länder vorsieht. Die Umsatzsteuer wird auf der Basis ei-
nes zustimmungsbedürftigen Bundesgesetzes zwischen Bund und Ländern (einschließ-
lich Gemeinden) vertikal aufgeteilt (Art. 106 GG). Die jeweiligen Länderanteile werden 
anschließend nach unterschiedlichen Prinzipien horizontal zerlegt (Artikel 107 Abs. 1 
GG). Erst wenn diese Aufteilung vorgenommen worden ist, ist die Primärverteilung der 
Steuereinnahmen abgeschlossen und steht somit fest, was der Bund und was die einzel-
nen Länder als „eigene“ Steuereinnahmen ansehen können. Auf der Basis dieser Pri-
märverteilung setzt dann die zur Sekundärverteilung führende Umverteilung der Ein-
nahmen an, und zwar durch Bundesergänzungszuweisungen an einen Teil der Länder 
(vertikaler Finanzausgleich) und durch den Länderfinanzausgleich i.e.S. (horizontaler 
Finanzausgleich).  
Bei der vertikalen Aufteilung der Umsatzsteuer zwischen dem Bund und den Län-
dern ist davon auszugehen, daß Bund und Länder einen gleichmäßigen Anspruch auf 
Deckung ihrer ausweislich einer mehrjährigen Finanzplanung „notwendigen“ Ausgaben 
haben (Artikel 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 1) und daß die Deckungsbedürfnisse des Bundes 
und der Länder so aufeinander abzustimmen sind, daß ein „billiger Ausgleich“ erzielt 
und eine Überbelastung der Steuerpflichtigen vermieden sowie die Einheitlichkeit der 
Lebensverhältnisse im Bundesgebiet gewahrt wird (Artikel 106 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2). 
Was hier in der Sprache des Rechts gefordert wird, kann man ökonomisch als Forde-
rung nach Realisation des Zweiten Gossenschen Gesetzes bezeichnen: Die Aufteilung 
soll so erfolgen, daß der Grenznutzen der letzten Steuermark beim Bund und bei den 
Länder gleich groß ist und dem Grenznutzenverzicht bei den Bürgern entspricht (Wis-
senschaftlicher Beirat beim BMF 1996, S. 19).  
Das Grundgesetz verwendet bei der Aufteilung der Umsatzsteuer im Wege der Pri-
märverteilung — anders als bei den anderen Verbundsteuern — keine festen Quoten, 
weil im Zeitablauf aufgrund von Aufgabenänderungen und Änderungen bei den Auf-
kommensvolumina der fest verteilten Steuern gegenüber einem Status quo ante Anpas-
sungsbedürfnisse erforderlich werden können. Die Berücksichtigung solcher Bedürfnis-
se soll nicht dadurch erschwert werden, daß für entsprechende Änderungsbeschlüsse 
Mehrheiten erforderlich werden, wie man sie für Verfassungsänderungen verlangt. Statt 
dessen sollen bei einem solchen Revisionsverfahren lediglich die Mehrheiten erzielt 
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werden müssen, die zur Verabschiedung eines zustimmungsbedürftigen Bundesgesetzes 
hinreichend sind.  
Daß das Grundgesetz sowohl bei der vertikalen Aufteilung der Umsatzsteuer im We-
ge der Primärverteilung als auch bei fallweisen Änderungen dieser Primärverteilung im 
Zuge von Revisionsverfahren eine gleichmäßige Deckung der „notwendigen“ Ausgaben 
verlangt, könnte dahingehend mißverstanden werden, daß ein Katalog aufzustellen ist, 
der klärt, welche Arten von Ausgaben „notwendig“ sind und welche nicht. Eine solche 
Interpretation könnte auch noch eine weitere Stütze im Urteil finden: Das Gericht ver-
langt, „die notwendigen von den im Haushalt veranschlagten Ausgaben zu unterschei-
den, also in einer Erforderlichkeits- und Dringlichkeitsbewertung von Ausgabenstruktu-
ren der Haushaltswirtschaft von Bund und Ländern eine Grenze des Finanzierbaren vor-
zugeben“ (AZ 287). Eine solche Redeweise entspricht einer Verwendung des Begriffs 
der „notwendigen Ausgaben“, die sich in der staatsrechtlichen Literatur bis zum Beginn 
des 19. Jahrhunderts zurückverfolgen läßt (Hidien 1998, S. 191) und hier — ebenso wie 
etwa die kameralistische Unterscheidung der Ausgaben in notwendige, bequeme und 
luxuriöse — der Kennzeichnung eines Mindestausgabenniveaus dienen sollte, das unbe-
streitbar ist und in einem „vernünftigen“ Diskurs auch von keinem der Teilnehmer be-
stritten werden würde. 
Das Aufstellen eines objektiven Kategorienkataloges im vorstehenden Sinn würde 
jedoch wichtigen ökonomischen Erkenntnissen widersprechen: Die sogenannte „margi-
nalistische Revolution“, die in der Ökonomie im 19. Jahrhundert stattgefunden hat, hat 
ja gerade gezeigt, daß es keine „objektiven“ Werte für bestimmte Güterkategorien gibt 
und — sieht man von biologischen Minimalerfordernissen ab — auch keine „objektiv 
notwendigen Bedürfnisse“. Statt dessen gehen Menschen bei der Budgetaufteilung so 
vor, daß die letzte Mark, die für eine weitere Einheit des Gutes x ausgegeben wird, den 
gleichen Grenznutzen stiftet, wie die letzte Mark für die Beschaffung einer weiteren 
Einheit des Gutes y. Diese Budgetaufteilungshypothese hat sich in einer Vielzahl von 
Laborexperimenten ausnahmslos bestätigt. Hierbei können zwar nicht die jeweiligen 
Grenznutzenbeträge als solche beobachtet werden, wohl aber Änderungen im Wahlver-
halten, die bei Gültigkeit der Hypothese sowie gegebener Budgetbeschränkung aus sich 
ändernden Güterpreisverhältnissen resultieren müßten (Literaturüberblicke: Hoff-
man/McCabe/Smith 1998; Smith 1998)). 
Aus den Erkenntnissen der marginalistischen Revolution folgt, daß man Güter in ö-
konomischer Sicht nicht nach ihrer „objektiven“ Natur“ als „notwendig“ oder „nicht 
notwendig“ klassifizieren kann. Dies entspricht auch nicht der Entscheidungssituation 
bei der Budgetaufteilung: Man kauft nicht „Wasser an sich“ oder „Schmuck an sich“, 
sondern eine zusätzliche Mengeneinheit hiervon bzw. davon. Deshalb ist der Preis, den 
man für eine zusätzliche Einheit des „objektiv höchst wertvollen, ja lebensnotwendi-
gen“ Wassers zu zahlen bereit ist, unter normalen Umständen (in denen das Bedürfnis 
nach Wasser bereits relativ stark gesättigt und der Grenznutzen deshalb trotz hohen Ge-
samtnutzens gering ist) auch so viel niedriger als der Preis für eine weitere Einheit 
Schmuck, der „objektiv wertlosen Tand“ darstellt (relativ gesehen aber das knappere 
Gut ist). Bei der Budgetaufteilung zählt eben der Grenznutzen (genauer: das Verhältnis 
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aus Grenznutzen und Preis, d.h. der jeweilige Grenznutzen des Geldes), nicht aber der 
Gesamtnutzen der Kategorien „Wasser an sich“ bzw. „Schmuck an sich“. Seit dieser 
Lösung des sogenannten Wertparadoxons der ökonomischen Klassiker (hoher „objekti-
ver“ Wert trotz eines niedrigen beobachteten Tauschwerts) kann man deshalb allenfalls 
sagen, daß Menschen alle diejenigen Gütereinheiten als für sich persönlich „notwendig“ 
ansehen, für deren Beschaffung sie sich unter der Voraussetzung entscheiden, daß ihnen 
eine strikte Budgetbeschränkung auferlegt wird. Solch eine Restriktion zwingt sie näm-
lich dazu, Opportunitätskostenkalküle durchzuführen und diejenige Budgetstruktur zu 
suchen, welche bei gegebener Budgetbeschränkung und gegebenen Güterpreisen unter 
Beachtung der Grenznutzenrelationen optimal ist. Wenn das Wort „notwendig“ im Zu-
sammenhang mit Wahlhandlungen in der ökonomischen Literatur überhaupt gebraucht 
wird, wird es deshalb auch und gerade mit Blick auf öffentliche Ausgabeentscheidungen 
exakt in diesem Sinne verwendet: „Nur wer als Begünstigter einer Leistung mit den 
entsprechenden Kosten konfrontiert wird, kann rational abwägend entscheiden, ob diese 
Maßnahme für das Gemeinwesen notwendig und sinnvoll ist“ (Erlei/Lescke/Sauerland 
1999, S. 426). Was „notwendig“ ist ergibt sich also nicht aus der Natur bestimmter Gü-
ter und damit auch bestimmter Ausgaben, sondern aus Auswahlverfahren, die rational 
gestaltet sein müssen. Der Wissenschaftliche Beirat beim BMF (1996, S. 37) hat deshalb 
in seinem Gutachten zur Einnahmenverteilung zwischen Bund und Ländern gefordert, 
daß der politische Prozeß, der zur Bestimmung „notwendiger“ Ausgaben führt, „inner-
halb vernünftiger Bahnen verläuft“, d.h. daß Verfahrensrationalität anzustreben ist.  
Wann kann man nun aber davon sprechen, daß die Bestimmung der „notwendigen“ 
Ausgaben von Bund und Ländern in einem „rationalen“ politischen Verfahren erfolgt? 
Eine generelle Antwort hierauf lautet: Ob „Verfahrensrationalität“ gegeben ist, hängt 
von den Spielregeln ab, die Informations- und Entscheidungsprozesse kanalisieren; sie 
müssen den konstitutionellen Interessen der Beteiligten entsprechen. Das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts enthält hierzu wertvolle Hinweise, die bei der Bestimmung 
des Inhalts eines Maßnahmegesetzes in diesem Sinne weiterführen können: Es betont 
Abwägungserfordernisse im Lichte einer „Grenze des Finanzierbaren“ (AZ 284, 287) 
— also die Berücksichtigung der gemeinsamen Budgetbeschränkung aller Gebietskör-
perschaften — und verlangt eine gemeinsame Finanzplanung (AZ 287), die im folgen-
den als kooperative Ausgleichs-Finanzplanung bezeichnet und von den jeweils körper-
schaftsspezifischen Haushalts-Finanzplanungen unterschieden werden soll. Außerdem 
arbeitet das Gericht heraus, daß Bund und Länder nur haushaltswirtschaftlich (bei der 
Feinplanung ihrer jeweiligen Budgets), nicht aber finanzwirtschaftlich (und damit bei 
der Grobplanung der jeweiligen Budgetumfänge) voneinander unabhängig seien (AZ 
287). 20 
                                               
20  Die Unterscheidung von Ergebnis- und Verfahrensrationalität und das Fordern von Ver-
fahrensrationalität in einem geradezu Buchananschen Sprachgebrauch hat auch bei der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Staatsverschuldung bereits eine Rolle 
gespielt (vgl. hierzu Gandenberger 1990, insbesondere S. 38 f.). 
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Geht man von diesen Urteilshinweisen aus und bedenkt man gleichzeitig, daß Artikel 
109 Abs. 2 GG eine Berücksichtigung der Erfordernisse des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichts verlangt und daß der Vertrag von Maastricht ein Verhalten gemäß dem 
europäischen und — hieraus resultierend — auch einem nationalen Stabilitätspakt ge-
bietet, muß man nach einem Verfahren suchen, das zur Berücksichtigung der gemein-
samen Budgetbeschränkung sowie der konjunktur- und verschuldungspolitischen Ver-
pflichtungen führt. Es bietet sich ein Planungsverfahren an, das auf dem Grundgedan-
ken der potentialorientierten Ausgabenpolitik aufbaut, auf eine längerfristige und finan-
ziell nachhaltig vertretbare Festlegung der Ausgaben des Gesamtstaats zielt und hieraus 
Quoten für Bundes- bzw. Länderleistungen ableitet, die dann zur Grundlage der Um-
satzsteuerverteilung werden können.21 
Ausgangspunkt der Überlegungen ist die gesamtstaatliche Budgetbeschränkung. Die-
se besagt, daß alle Ausgaben der Gebietskörperschaften, die nicht über temporäre Son-
dererlöse und spezielle Deckungsmittel wie Erwerbseinkünfte, Gebühren und Beiträge 
finanziert werden, durch allgemeine Deckungsmittel in Form von Steuern und stabili-
tätspaktverträglichen Krediteinnahmen finanziert werden müssen. Das Steueraufkom-
men ist konjunkturabhängig. Plant man — entsprechend dem Grundgedanken der po-
tentialorientierten Politik — auf Normalbeschäftigungsbasis, so müssen die eben ge-
nannten Normalbeschäftigungs-Staatsausgaben A somit der Summe aus Normalbe-
schäftigungs-Steuereinnahmen T und der zulässigen Normalbeschäftigungs-
Verschuldung S gleichen (A = T + S).22 Von den drei Größen dieser Budgetbeschrän-
kung, die ihrem Charakter nach nicht nur für den Staat insgesamt, sondern auch für sei-
ne Teilebenen gilt (AB = TB + SB; AL = TL + SL), sind grundsätzlich zwei frei wählbar. 
Da sich S sowie SB und SL aus einem nationalen Stabilitätspakt ergeben sollen, 23 kann 
                                               
21  Vgl. zum Folgenden auch Wissenschaftlicher Beirat beim BMF (2000, S. 16 - 21). 
22  Da die Anforderungen des europäischen Stabilitätspakts mit Bezug auf das BIP und die 
VGR-Datenbasis formuliert sind und das Normalbeschäftigungs-Steueraufkommen eben-
falls auf dieser Basis geschätzt werden kann, wird im folgenden unterstellt, daß man bei 
der Diskussion der Frage, wie groß die Anteile der Mittelblöcke des Bundes und der ein-
zelnen Länder jeweils sein dürfen, im Abgrenzungssystem der VGR verbleibt. Die Um-
setzung in Haushaltsdaten erfordert später eine Umrechnung auf Daten der Finanzstatis-
tik. Außerdem muß berücksichtigt werden, daß es im Bereich der Finanzstatistik bei 
manchen Arten von Ausgaben schwierig ist zu entscheiden, ob sie dem Bund oder den 
Ländern zugerechnet werden sollen. Auf die mit diesen Problemen zusammenhängenden 
Detailfragen kann in dieser Arbeit nicht eingegangen werden. Hierzu sei auf das Gutach-
ten des Wissenschaftlichen Beirats beim BMF (1996) zur Einnahmenverteilung zwischen 
Bund und Ländern verwiesen. Da die Sozialversicherung im Rahmen der Steuervertei-
lung auf die Gebietskörperschaften keine Rolle spielt, sind deren Ausgaben und Einnah-
men in A und T nicht enthalten.  
23  Ein nationaler Stabilitätspakt ist noch nicht beschlossen worden. Die Länder haben seine 
Erforderlichkeit aber grundsätzlich anerkannt (Bundesfinanzministerium 1999, S. 81). Der 
Wissenschaftliche Beirat beim BMF (1994) hat vorgeschlagen, S bei Normalbeschäfti-
gung nicht über 1,5 v.H. des BIP steigen zu lassen, diesen Betrag hälftig auf Bund und 
Länder aufzuteilen und unter den Ländern eine Aufteilung nach Einwohnerzahlen vorzu-
nehmen. Bund und Länder können sich selbstverständlich darauf verständigen, die natio-
nale Verschuldung mittelfristig weiter abzubauen. 
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man die Verteilung der Umsatzsteuer auf die Staatsebenen im Prinzip nur aus Verhand-
lungen über die Verteilung von A („Ausgabenquotenverfahren“) oder über die Vertei-
lung von T („Steuerquotenverfahren“) ableiten. Das Grundgesetz verlangt in seiner heu-
tigen Form eine Orientierung an den Ausgaben. Deshalb ist im Moment nur das Ausga-
benquotenverfahren zulässig.24 
Bisher hat man in der Praxis ohne Rücksicht auf den Wortlaut der Verfassung so ge-
tan, als ob Bund und Länder über getrennte Steuereinnahmen verfügten und sich trotz 
gemeinsam verursachter konjunktureller Impulse getrennt voneinander verschulden 
könnten. Deshalb ergab sich A als unintendiertes Bottom-up-Ergebnis separierter Haus-
halts- und Finanzplanungen. Angesichts des deutschen Verbundsystems bei den Steuern 
und der gemeinsamen Verpflichtungen und konjunkturellen Impulse verlangt das Urteil 
nun aber eine kooperative Ausgleichs-Finanzplanung im Top-down-Verfahren, wie sie 
im Grundgesetz ja auch seit etwa 30 Jahren vorgesehen ist (Artikel 106 Abs. 3 Satz 4 
Nr. 1 GG), von der Staatspraxis aber einfach nicht beachtet wurde. Da Steuerreformen, 
die T deutlich verändern, Ausnahmefälle darstellen, wird A im Rahmen einer mittelfris-
tigen Planung normalerweise aus T und S abgeleitet werden müssen. 
Eine solche Ableitung könnte im Finanzplanungsrat vollzogen werden. Dieser müßte 
wegen der Bedeutung der Entscheidung dann aber zu einer Finanzministerkonferenz 
umgestaltet werden, welche über einen eigenen Apparat zur fachlichen Vorbereitung 
und Unterstützung verfügt. Im Anschluß an die Ableitung der Normalbeschäftigungs-
Staatsausgaben müßten hier zwei Disaggregationsentscheidungen vorgenommen wer-
den: Sowohl die Gesamtausgaben als auch die zulässigen Schulden müßten periodisch 
auf den Bund und die Länder aufgeteilt werden. Ersteres sollte im Zuge eines durch 
rationale Vorgaben geleiteten Diskussionsprozesses geschehen, auf den gleich einzuge-
hen ist; letzteres ergibt sich aus dem nationalen Stabilitätspakt. Sind diese Entscheidun-
                                               
24  Eine Verteilung der Umsatzsteuer ohne argumentativen Rückgriff auf die Dringlichkeit 
marginaler „Ausgabenpakete“ des Bundes bzw. der Länder wäre auch dann nur schwer 
vorstellbar, wenn „freie“ Verhandlungen über eine Umsatzsteuerverteilung zulässig wä-
ren. Ohne Begründungspflicht für die Verteilung gäbe es dann aber sicherlich mehr Mög-
lichkeiten, politische Machtmittel ins Spiel zu bringen. Würde man dem über Spielregeln 
vorbeugen, wie sie gleich für das Ausgabenquotenverfahren beschrieben werden, wären 
das Ausgabenquoten- und das Steuerquotenverfahren in gewisser Weise äquivalent: Über 
das Aushandeln der Umsatzsteueranteile UB und UL würde man bei gegebenen Werten 
von SB und SL die Werte von AB und AL festlegen, über das Aushandeln der Ausgabenan-
teile die Werte von UB und UL (vgl. hierzu auch die Ausführungen in Fußnote 25). Da die 
Werte AB und AL (dem Definitionensystem der VGR entsprechen) aber keine innerstaat-
lichen Transferausgaben enthalten, ließe das Steuerquotenverfahren mehr Raum für deren 
Gestaltung, also etwa bei der Entscheidung der Frage „Mehr Umsatzsteuer für die Länder 
und weniger Bundesergänzungszuweisungen oder umgekehrt?“ Obwohl dieser Gestal-
tungsfreiraum im Prinzip sinnvoll genutzt werden könnte, sollte man wegen der Existenz 
von Mißbrauchsmöglichkeiten darauf drängen, daß eine eventuelle Grundgesetzkorrektur 
zu Gunsten des Steuerquotenverfahrens — die in der politischen Praxis in Erwägung ge-
zogen wird — auf alle Fälle mit der Forderung kombiniert wird, daß im Maßstäbegesetz 
angemessene Spielregeln hierfür fixiert werden. Würde der Begriff „Maßstäbegesetz“ im 
Rahmen dieser Korrektur dabei in das Grundgesetz aufgenommen, würde das rechtliche 
Gewicht dieses Gesetzes erhöht.  
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gen gefällt, kann die Umsatzsteuer zwischen den Ebenen nach den Anteilen von Bund 
und Ländern an den Staatsausgaben insgesamt verteilt werden.25 Der jeweilige Umsatz-
steueranteil schließt dann die Lücke zwischen den Ausgaben einerseits und der Summe 
aus vorverteilten Steuern und Krediteinnahmen andererseits (folgt aus Gleichung (4) in 
Fußnote 25) und spiegelt die marginale Dringlichkeitsbewertung für Bundes- und Län-
derausgaben wider, welche die Politiker vor ihren Bürgern zu vertreten haben. 
Innerhalb der Länderebene sollte die Umsatzsteuer horizontal nach Einwohnern ver-
teilt werden (Art. 197 Abs. 1 Satz 4 GG); auf die nach dem Grundgesetz ebenfalls zu-
lässige Verteilung nach sogenannten Ergänzungsanteilen sollte verzichtet werden, weil 
sie zu unplausiblen Verteilungseffekten führt und über eine Vermischung des horizonta-
len Finanzausgleichs mit dem vertikalen Verantwortungsstrukturen verwischt.26 
Der Diskussionsprozeß im Finanzplanungsrat neuer Art soll wie gesagt dem Maß-
stab der Verfahrensrationalität genügen. Ob sich ein Prozeß hierdurch auszeichnet, 
hängt — wie oben bereits ausgeführt — von den Spielregeln ab, die den Prozeßverlauf 
kanalisieren. Sie müssen sicherstellen, daß die Wahrscheinlichkeit für Entscheidungen, 
die im konstitutionellen Interesse der Bürger liegen, möglichst groß wird und daß Ent-
scheidungsblockaden verhindert werden, an denen eine der Verhandlungsparteien inte-
ressiert sein könnte. Im konkreten Fall soll neben der Verhinderung von Entscheidungs-
blockaden sichergestellt werden, daß Bund- und Länderhaushalte unter Berücksichti-
gung der gesamtstaatlichen Budgetrestriktion solide finanziert werden und daß die Aus-
gabenanteile revidiert werden, wenn dies im nationalen Interesse liegt. Letzteres wäre 
                                               
25  Für den Staat insgesamt bzw. die Bundes- und die Länderebene gelten folgende Budget-
gleichungen:  
(1) A = T + S; AB = TB + SB; AL = TL + SL. 
Die Steuern kann man einerseits in solche einteilen, für die das Grundgesetz feste Vertei-
lungsvorschriften enthält (solche „vorverteilten Steuern“ TV sind vor allem die Einkom-
men- und die Körperschaftsteuer sowie die den Ebenen nach dem Trennsystem zugewie-
senen eigenen Steuern) und andererseits in die über ein zustimmungsbedürftiges Bundes-
gesetz zu verteilende Umsatzsteuer TU. Hieraus folgt: 
(2) T = TV + TU; UB
V
BB TTT += ; .TTT
U
L
V
LL +=  
Kennzeichnet man die Ausgabenquoten AB/A bzw. AL/A durch aB bzw. aL, folgt aus (2) 
für den Bund (und analog für die Länder): 
(3) BVB
U
B TTT +-=  oder wegen (1) und AB = aB A 
(4) AaSTASTT BB
V
BBB
V
B
U
B +--=+--=  oder 
(5) .aS)(T)S(TT BB
V
B
U
B +++-=  
U
BT  hängt also nur von dem vom jeweiligen BIP bestimmten Steueraufkommen (T), dem 
davon nach dem Grundgesetz dem Bund zustehenden Teil VBT , den vom BIP und vom 
Stabilitätspakt bestimmten Werten für S und SB sowie der ausgehandelten Ausgabenquote 
aB ab. Gestaltbar ist von diesen Größen nur aB; 
U
BT  ist davon linear abhängig. 
26  Im Prinzip könnte die Verteilung über Ausgabenquoten auch auf der Länderebene fortge-
setzt werden. Da es in diesem Aufsatz aber darum geht, eine nach dem Grundgesetz zu-
lässige Umsatzsteuerverteilung aufzuzeigen, und da das Grundgesetz für die horizontale 
Zerlegung der Umsatzsteuer keine Ausgabenorientierung vorsieht, muß die Verteilung im 
Wege der Orientierung an den jeweiligen Einwohnerzahlen (Ei) erfolgen: UL,i = Ei · UL/E. 
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z.B. der Fall, wenn sich in der Politik — über die Grenzen der Ebenen hinweg — der 
Eindruck herausbildete, daß Bildungsaufgaben aus gesamtwirtschaftlich Sicht in 
Deutschland zu sehr vernachlässigt werden und daß dieser Länderaufgabe deshalb ver-
stärkt Ressourcen zugeteilt werden müßten. Eine Verfahrensordnung müßte sicherstel-
len, daß es entsprechende Schlichtungsregeln sowie Informations- und Begründungs-
pflichten gibt und daß sich eine Diskussionskultur entwickelt, die eine Reaktion auf 
Erkenntnisse über den Wandel nationaler Interessen und daraus resultierende Umvertei-
lungserfordernisse gestattet. Diese politisch natürlich nur sehr schwer zu erfüllende Ma-
xime wird rein sachlogisch jedenfalls vom Verbundsystem vorgegeben, das vom 
Grundgesetz vorgeschrieben ist. 
Da das Maßstäbegesetz ein zustimmungsbedürftiges Bundesgesetz sein soll, ist mit 
dem Vermittlungsausschuß bereits ein Schlichtungsgremium zur Verhinderung von Ent-
scheidungsblockaden eingeplant. Seine Sitzungen sind jedoch geheim. Da Entscheidun-
gen über öffentliche Budgets transparent sein sollen, muß das Maßstäbegesetz folglich 
eine Begründungspflicht für Quotenentscheidungen enthalten. Außerdem ist es denkbar, 
daß die Verhandlungen im Vermittlungsausschuß scheitern. Für diesen Fall sollte ein 
weiteres Schlichtungsverfahren durch eine Fachkommission vorgesehen werden, wie sie 
der Wissenschaftliche Beirat beim BMF (1992, S. 64) vorgeschlagen hat. Eine hochran-
gig besetzte Kommission mit hoher Reputation kann durch ihre Empfehlungen ein öf-
fentliches Meinungsklima erzeugen, das auf Einigung drängt und von den Politikern 
berücksichtigt werden muß. Außerdem sorgt bereits die Drohung, daß die Schlichter-
kommission tätig werden und sich die öffentliche Meinung gegen eine bisher blockie-
rende Partei richten könnte, für Einigungsdruck. 
Damit dem Ziel einer soliden Haushaltsführung Rechnung getragen wird, sollte der 
Diskussionsprozeß zur Bestimmung der Ausgabenquoten grundsätzlich mit einer Struk-
tur- und Stabilitätsdiskussion beginnen. Diese sollte darauf gerichtet sein zu prüfen, ob 
der Bundes- und die einzelnen Länderhaushalte nach Umfang und Struktur als solide im 
Sinne international anerkannter Maßstäbe bezeichnet werden können. Die Ergebnisse 
dieser Diskussion sollten auf ähnliche Weise publiziert werden wie die Berichte zum 
Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspakt (Kommissionsrichtlinie Nr. 1466/97). 
Mit Blick auf die Anpassung von Quoten an nationale Prioritäten und notwendige Än-
derungen gegenüber einem Status quo ante sollten von Bund und Ländern bei ihren 
Haushaltsplanungen entsprechend einer Grenzprogrammbudgetierung (Zero base bud-
geting) Grenzprogramme (Decision packages) angegeben werden, auf die bei Haus-
haltskürzungen verzichtet oder die bei Haushaltserweiterungen zusätzlich in Angriff 
genommen werden sollen. Die Umsatzsteuer darf erst verteilt werden, wenn man sich 
auf Ausgabenquoten geeinigt hat, die zur gemeinsamen Budgetbeschränkung passen. 
Diese sind im Maßstäbegesetz mittelfristig zu fixieren. 
Das Ausgabenquotenverfahren ist an konjunkturdurchschnittlichen Steuereinnahmen 
orientiert. Die tatsächlichen Einnahmen eines Jahres können hiervon ebenso abweichen 
wie die konjunkturabhängigen Bundeszuschüsse zur Arbeitslosenversicherung, die als 
Steuerminder- bzw. -mehreinnahmen angesehen und gebucht werden können. Der Po-
tentialorientierung des Konzepts entsprechend, sind konjunkturbedingte Schwankungen 
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der Steuereinnahmen über Variationen der Kreditaufnahme zu neutralisieren, so daß sie 
nicht auf die Ausgaben durchschlagen und diese verstetigen. Sollten sich Steuerüber-
schüsse ergeben, müßten diese entsprechend dem Konzept der potentialorientierten Po-
litik stillgelegt und Bund und Ländern gutgeschrieben werden. 
Das vorstehend skizzierte Verfahren würde zu einem Beschluß über Bundes- bzw. 
Länderausgaben und damit auch -quoten führen, die deshalb als „notwendig“ bezeichnet 
werden können,  
· weil die Finanzminister die Ausgabenquoten unter bewußter Berücksichti-
gung der gesamtwirtschaftlichen Budgetbeschränkung und in gegenseitiger 
Anerkennung der jeweiligen Präferenzstrukturen und situativen Zwänge be-
schlossen haben, aus denen sich „notwendig“ bestimmte Ausgabenstruktu-
ren ergeben, und  
· weil die Politiker mit der beschlossenen Ai-, Si- und Ti-Struktur auch die 
Verantwortung für die Lasten übernehmen, die sie den Bürgern jeweils auf-
erlegen und damit als aus ihrer Sicht „notwendig“ bezeichnen. 
Damit ist gezeigt, wie der Auftrag des Bundesverfassungsgerichts im wohl schwie-
rigsten Bereich des Maßstäbegesetzes — der Definition „notwendiger“ Ausgaben und 
damit von Maßstäben für die Umsatzsteuerverteilung — im Rahmen eines rational vor-
geplanten Diskussionsverfahrens und unter bewußter Berücksichtigung der gesamtstaat-
lichen Budgetbeschränkung gelöst werden könnte. Den Forderungen des Grundgesetzes 
würde durch einen Übergang zum Ausgabenquotenverfahren in einer Weise Rechnung 
getragen, die im Vergleich zur heutigen Praxis als geeignet, erforderlich und verhält-
nismäßig sowie diskriminierungsfrei bezeichnet werden kann. Das Zusammenwirken 
von Verfassungsrichtern und Ökonomen könnte also die Chance zur Einführung von 
Verbesserungen erhöhen, die den konstitutionellen Interessen der Bürger entsprechen 
und darauf gerichtet sind, das heutige — rechts- und gemeinwohlwidrige — Verhalten 
im Finanzausgleich gegen die Kurzfristinteressen der politischen Klasse so zu ändern, 
wie es den Erfordernissen unserer Wirtschaftsordnung entspricht. Was die Finanzver-
fassung selbst angeht, könnte man sich selbstverständlich Regelungen vorstellen, die 
aus ökonomischer Sicht dem vorzuziehen wären, was beim heutigen Wortlaut des 
Grundgesetzes und dem darin fixierten Verbundprinzip realisierbar erscheint. Ände-
rungsvorschläge dieser Art würden sicherlich auf mehr Dezentralisierung und Entflech-
tung und damit auch auf eine stärkere Betonung des Trennsystems auf der Aufgaben- 
und der Einnahmenseite gerichtet sein; sie zu diskutieren, war jedoch nicht Gegenstand 
dieser Arbeit, denn hinter ihnen stünde kein verfassungsgerichtlicher Druck. 
 
5. Zusammenfassung und Ausblick 
Wer verfassungsökonomisch argumentiert, macht vielfach von der Figur eines fikti-
ven Konsenses Gebrauch, um Maßnahmen zu identifizieren, die in bestimmten Situatio-
nen zur Anpassung (Adaptionsproblem) bzw. Verteidigung (Repressionsproblem) des 
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Kerns einer Wirtschaftsverfassung erforderlich sind. Diese Maßnahmen müssen nicht 
unbedingt, können aber den Kurzfristinteressen im politischen Kräftefeld widerspre-
chen, denn die dort operierenden Akteure entscheiden ja nicht unter dem Schleier des 
Nichtwissens. Kann man keinen Weg finden, die aufgeklärten Langfristinteressen der 
Beteiligten in auch kurzfristig akzeptierbare Kompromißvorschläge umzusetzen, erhebt 
sich die Frage, wie man die Chance dafür erhöhen könnte, die Akteure im politischen 
Kräftefeld auch gegen ihre Kurzfristinteressen zu gemeinwohlrichtigen Maßnahmen zu 
veranlassen.  
Im Rahmen der Diskussion um die Implementation der Sozialen Marktwirtschaft ha-
ben die Ordoliberalen die Existenz solch einer Chance und Möglichkeiten zu ihrer Er-
höhung bejaht und auf vier „ordnende Potenzen“ verwiesen: die Überzeugungskraft 
wissenschaftlicher Ideen zur Ordnungspolitik, die Unterstützung solcher Vorschläge 
durch die Kirchen, ihre Propagierung durch ordnungspolitisch engagierte Journalisten 
und die Beeinflussung der Rechtsprechung dadurch, daß den Juristen die gesamtwirt-
schaftlichen Steuerungsfunktionen des Rechts vermittelt werden. 
Heute wird man die Rolle von Wissenschaft, Kirchen und Journalisten wohl eher be-
scheidener einschätzen. Der Weg der Zusammenarbeit mit Juristen ist dagegen dadurch 
attraktiver geworden, daß sich in der Rechtswissenschaft selbst Tendenzen ergeben ha-
ben, die auch von juristischer Seite das Interesse an der Berücksichtigung ordnungspoli-
tischer Erkenntnisse geweckt haben: die Ideen der Gemeinwohlrichtigkeit des Rechts, 
des Grundrechts auf ordnungspolitisch erforderliche Rechtskorrekturen und der „Best-
practice-“ Regulierungsstandards. 
Die Idee der Gemeinwohlrichtigkeit prägt — so der Eindruck des Verfassers — zu-
nehmend die ordnungspolitisch relevante Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts und des EuGH. Vor allem hohe Gerichte wie diese beschränken sich bei ihren 
Urteilsvorbereitungen nicht auf den engsten Kreis der juristischen Fachliteratur, sondern 
verarbeiten darüber hinaus Literatur und fachliche Statements aus den betroffenen Le-
bensbereichen, hier also aus dem Sachbereich der Ordnungspolitik. Dies verschafft der 
Ordnungsökonomik Einflußchancen, die im Interesse des Gemeinwohls genutzt werden 
sollten, deren Nutzung freilich auch voraussetzt, daß man als Ökonom versucht, für 
Juristen verständlich zu sein und auf Kooperationsangebote einzugehen. Wie das ge-
schehen könnte, wurde am Beispiel des Verfassungsgerichtsurteils zum Finanzausgleich 
gezeigt. Sollten Untersuchungen zur Gesetzesfolgenabschätzung auch in Deutschland 
vorgeschrieben werden (was geplant ist), könnte mit einer raschen Ausweitung entspre-
chender Anwendungsfälle gerechnet werden. Noch günstiger wäre die Lage, wenn sich 
Chancen ergäben, wirtschaftspolitische Prinzipien im Grundgesetz oder in den EU-
Verträgen zu verankern, die zu einer Absicherung der Sozialen Marktwirtschaft im or-
doliberalen Sinne führen. In der Vergangenheit hat es solche Chancen gegeben (Grosse-
kettler 1999a, S. 77 f.); für den Fall, daß sie sich auch in der Zukunft stellen, sollte die 
Verfassungsökonomik Verankerungsmöglichkeiten durchdenken und entsprechende 
Vorschläge parat halten.  
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